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Nachdem die SPD die Volksaktie
beschlossen hat, sind die Chancen
für einen baldigen Börsengang der
Bahn rapide gesunken. Darüber ist
kaum jemand traurig. 

Zurück 
auf Los

Von unserer Redakteurin
Sabine Lennartz

Grünen-Chef Reinhard Bütikofer
hat recht. Eigentlich ist Verkehrs-
minister Wolfgang Tiefensee nicht
mehr zu halten. Lediglich der SPD-
Politiker Tiefensee selbst geht
noch von einem Börsengang der
Bahn bis Anfang 2009 aus. Doch
seine Pläne zur Privatisierung der
Bahn überzeugten nicht einmal
die eigenen Reihen. So ist die
Bahnreform in der jetzigen Form
vom Tisch, nachdem der SPD-Par-
teitag indirekt seinem eigenen Mi-
nister das Misstrauen ausgespro-
chen hat. Mit dem Modell einer
Volksaktie, das die Bahn vor dem
Ausverkauf an Finanzinvestoren
retten soll, wird die  Privatisierung
de facto verhindert. Denn so las-
sen sich kaum genügend Investo-
ren finden. Eine Privatisierung
kann ohnehin nur bei einer Tren-
nung von Netz und Betrieb Sinn
machen, nicht aber bei einem selt-
samen Zwitter, wie ihn Tiefensees
Gesetzentwurf  vorsieht. 

Die Schuld am Scheitern trägt
Tiefensee nicht allein. Auch Kon-
zernchef Hartmut Mehdorn hat
mit seiner strategischen Ausrich-
tung des Konzerns dazu beige-
tragen, die Skepsis in der Bevöl-
kerung zu schüren. Zudem ent-
stand der Eindruck, dass Meh-
dorn bei Tiefensees Reformvor-
haben die Hand führte. Einen sol-
chen Gesetzentwurf gegen die
Warnungen des Bundesrech-
nungshofs, gegen Bedenken in
den Fraktionen und gegen die
meisten Landesverkehrsminister
durchzuboxen, wäre falsch.
Manchmal ist es angebracht,
grundsätzlich neu zu denken.

Kanzlerin Angela Merkel ist nach
Indien gereist. Für deutsche Firmen
liegen dort große Chancen.

Indien verdient mehr
Berücksichtigung

Von unserem Redakteur
Uwe Jauß

Wenn die deutsche Wirtschaft in
den letzten Jahren Richtung Osten
geschaut hat, dann vor allem nach
China, dem gefeierten Boomland.
Ein wenig übersehen wurde In-
dien – vielleicht, weil auf diesem
Subkontinent alles komplizierter
ist als im straff geführten Reich der
Mitte. Es lohnt  aber, sich die Mühe
zu machen und in Delhi oder Bom-
bay wirtschaftliche Kontakte zu
knüpfen. Einige Unternehmen ha-
ben dies längst getan. Damit es
aber noch mehr werden, hat
Kanzlerin Angela Merkel zahlrei-
che Manager auf ihre Indienvisite
mitgenommen. Hoffentlich neh-
men die Wirtschaftsvertreter die
Chance wahr und tun Geschäfts-
möglichkeiten auf. Das wäre auch
im ureigendsten politischen Inte-
resse Deutschlands, denn Indien
ist wie China eine kommende
Weltmacht.

Nun mag sich zwar das rote Rie-
senland schneller entwickeln und
damit rascher Profit versprechen,
doch langfristig ist es von Vorteil,
in Indien mehr als einen Fuß in der
Türe zu haben. Vor diesem Hinter-
grund erscheint auch die in
Deutschland geführte Diskussion
über die 64 Millionen Euro hohe
Entwicklungshilfe für Indien ver-
fehlt. Natürlich hätte das Land sel-
ber genug Geld. Doch die deut-
schen Millionen dienen vor allem
Projekten des Umwelt- und Klima-
schutzes. In diesem Zusammen-
hang sind sie gleichzeitig eine Art
Investition in Geschäfte, die später
möglich sein könnten, etwa der
Verkauf deutscher Klimatechnolo-
gie an Indien. Indien kann solche
Waren nämlich bezahlen. Das
Land hat Zukunft.

Kommentare

Bitte richtig zählen,
Alexander Bonde!  

Der Klopapierverbrauch bei der
Bundeswehr ist erschreckend. Das
hat der Grünen-Bundestagsabge-
ordnete Alexander Bonde heraus-
gefunden: 2006 hätten die Streit-
kräfte 800 Millionen Rollen Toilet-
tenpapier verbraucht, das sind pro
Soldat zehn Rollen am Tag! Wie
konnte es bloß dazu kommen? Viel-
leicht sind unsere schlimmsten Be-
fürchtungen Wirklichkeit und die
Männer leiden wegen ihrer Überle-
benstrainings im Freien ständig an
Blasenentzündung. Da Klopapier
auch viel billiger ist als Schlafsäcke,
wurde das kostbare Weiß wahr-
scheinlich als Decke benutzt. Ist ja
auch viel praktischer, wenn man auf
den stundenlangen Märschen we-
niger zu schleppen hat. Beinahe
hätte es ein paar Entlassungen ge-
geben, da vermeldet ein Staatsse-
kretär den Irrtum: Es seien nicht 800
Millionen Rollen, sondern Blatt be-
nötigt worden. Macht pro Soldat
noch nicht einmal neun Blatt am
Tag. Jetzt haben die Grünen keinen
Skandal mehr. Aber wenn sie sich
Mühe geben, finden sie ihn viel-
leicht in den eigenen Reihen. (sb) 

Randnotiz

Richtungswechsel bei der SPD . . .

Karikatur des Tages

„Wir könnten uns ja vielleicht einigen:
Rauchverbot ab Tempo 130.“ 

(Der SPD-Bundestagsabgeordnete Florian
Pronold zum von ihm nicht unterstützten
Parteitagsbeschluss für ein Tempolimit auf
Autobahnen) Foto:dpa 

Das Zitat

Einige EU hätte Einfluss
Zu den Beziehungen zwischen der Eu-
ropäischen Union und Russland nach
dem Gipfeltreffen in Portugal schreibt
die spanische Zeitung „El Paìs“: 
„Die Uneinigkeit innerhalb der EU ver-
hindert, dass Europa eine strategische
Beziehung zu Russland entfaltet. Mos-
kau stellt sich seinerseits stur, denn Prä-
sident Wladimir Putin geht davon aus,
dass er es mit einer zerstrittenen EU
aufnehmen kann. Im Gegensatz zur
EU weiß Russland, was es will. Wenn
Europa sich einig wäre, hätte es auf
Grund seiner Investitionen und Han-
delsbeziehungen in Moskau bessere
Einflussmöglichkeiten als die USA.“

Pressestimmen

Der Südsudan hat einen jahrzehnte-
langen Bürgerkrieg hinter sich. Inzwi-
schen existiert ein Friedensvertrag.
Dessen Umsetzung komme aber
nicht richtig voran, meint Klaus Stieg-
litz, Menschenrechtler des Hilfswer-
kes Hoffnungszeichen. Er bereist re-
gelmäßig den Südsudan. Mit ihm
sprach unser Redakteur Uwe Jauß.

SZ: Vor knapp zwei Jahren ist für
den Südsudan ein Friedensvertrag
abgeschlossen worden. Hat sich die
Region inzwischen stabilisiert?

Stieglitz: Die Menschen haben unter
einem langen Bürgerkrieg gelitten,
den längsten in Afrika. Er dauerte mit
elf Jahren Unterbrechung von 1955
bis 2005. Ein Land mit einem solch lan-
gen Konflikt kann nicht auf die
Schnelle sehr stabil werden. Wichtig
ist die Umsetzung des Friedensvertra-
ges. Da gibt es speziell bei den Sicher-
heitsabsprachen Schwierigkeiten.
Wir fordern, dass die internationale
Gemeinschaft die Umsetzung des
Friedensabkommens stärker kontrol-
liert.

SZ: Welche Schwierigkeiten?

Stieglitz: Milizen werden zum Beispiel
nicht entwaffnet, obwohl dies im Ver-
trag vereinbart worden ist. Es gibt Mi-
lizen, die es eigentlich gar nicht mehr
geben dürfte. Festgeschrieben ist,
dass es bewaffnete Truppen nur von
der Regierung in Khartum und der
südsudanesischen Regierung geben
darf.

SZ: Können Sie die Umstände mit
den Milizen genauer beschreiben?

Stieglitz: Bei einem Besuch in Raga, ei-

ner Stadt im Südwestsudan, sind wir
auf zwei unterschiedliche Milizfor-
men gestoßen. Einmal war eine 1320
Mann starke Stammesmiliz in der
Stadt. Und dann aber noch die 3750
Mann starke Truppe eines Kriegsfürs-
ten, der für die Khartumer Regierung
arbeitet. Dazu gab es die regulären
Einheiten der Khartumer Regierung
und der südsudanesischen Regierung
sowie wenige Polizisten. Eine Ent-
waffnung der illegal Bewaffneten
konnten die regulären Truppen zu-
nächst nicht durchsetzen. Sie waren
dafür zu schwach. So entstehen ge-
setzlose Strukturen. Der Frieden ist
bei den Menschen noch nicht richtig

angekommen. An vielen Orten
herrscht immer noch das Recht des
Stärkeren.

SZ: Aber in Raga hat sich doch in den
letzten Monaten etwas geändert?

Stieglitz: Wir haben uns an die Regie-
rung in Khartum gewandt und ihr
exakte Informationen über die illega-
len Milizen geliefert. Nach unseren In-
formationen sind die Milizionäre der
größeren Gruppe in der Zwischenzeit
abgezogen worden oder sind heim-
gegangen.

SZ: Sind Sie bei Ihren Reisen auch in
die Ölfördergebiete gekommen?

Stieglitz: Um die Stadt Bentiu herum
wird zum Beispiel Öl gefördert. Wir
haben südlich von Bentiu schwerste
Menschenrechtsverletzungen doku-
mentiert, die in direktem Zusammen-
hang mit der Ölförderung stehen. Die
Präsenz von Bewaffneten dort ist sehr
hoch. 

SZ: Was fehlt alles im Süden?

Stieglitz: Es gibt im Südsudan prak-
tisch keine Infrastruktur. Das heißt, es
existieren keine richtigen Straßen,
kein Stromnetz. Zwei von drei Kin-
dern können im Südsudan keine
Schule besuchen. Medizinische Ver-
sorgung gibt es praktisch nur durch
Hilfsorganisationen oder kirchliche
Einrichtungen. Die Kindersterblich-
keit ist hoch. Viele sterben an Durch-
fallkrankheiten. Es herrscht ein weit
verbreiteter Mangel an sauberem
Trinkwasser. Da viele Leute lange Zeit
auf der Flucht waren, werden viele
Felder seit langer Zeit nicht mehr kul-
tiviert.

SZ: Es gibt offenbar viel zu tun. Was
aber braucht der Südsudan am drin-
gendsten?

Stieglitz: Er braucht rasch weitere
Überlebenshilfe. In vielen Gegenden
herrscht nach wie vor Hunger. Es ist
aber auch ein Gefühl des Aufbruchs
nötig. Viele Menschen, mit denen ich
gesprochen habe, haben noch zu we-
nig Kraft, um nach vorne zu schauen.
Denn sie wurden vom Krieg richtig
ausgezehrt, sind verletzt und fühlen
sich schutzlos, machtlos.

SZ: Auf welchen Gebieten enga-
giert sich Hoffnungszeichen?

Stieglitz: Wir leisten im Südsudan Not-
hilfe, bringen Lebensmittel zu Men-
schen, denen der Hungertod droht.
Wir leisten aber auch langfristig ange-
legte Hilfe, bohren Wasserlöcher, un-
terstützen Schulen, liefern Medika-
mente. Mit unserer Menschenrechts-
arbeit wollen wir das Übel im Südsu-
dan an der Wurzel packen. Und wir
wollen eine Verbindung herstellen zwi-
schen den Menschen in Europa und
den Menschen im Südsudan, denen es
um so viel schlechter geht als uns. Wir
wollen unseren Mitmenschen im Su-
dan zeigen: Ihr seid nicht vergessen.

„Krieg hat die Menschen ausgezehrt“
Der Singener Menschenrechtler Klaus Stieglitz zur Lage im Südsudan

SZ-Interview

Klaus Stieglitz setzt sich seit Jah-
ren für die Menschen im Südsu-
dan ein. Foto: pr

Merkel will in Indien
über das Klima reden
BERLIN/NEU
DELHI (AfK) –
Die deutsche
Bundeskanzle-
rin Angela Mer-
kel ist eine Frau,
die viel unter-
wegs ist. Sie
reist in viele ferne Länder und war
zum Beispiel schon in China, in den
USA oder in Afrika. Gestern ist sie
nach Indien geflogen. Dort will sie
viele Dinge besprechen, zum Bei-
spiel soll es um das Klima gehen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel
setzt sich sehr für den Klimaschutz
ein. Weil es auf der Erde immer wär-
mer wird, überlegt sie mit vielen an-
deren Experten, was man dagegen
tun kann. In Indien will sie das nun
auch machen. Sie trifft dort den indi-
schen Regierungschef Manmohan
Singh und bespricht mit ihm, wie
auch Indien die Erde schützen kann.

Mit der Bundeskanzlerin reisen
viele Firmenchefs und auch die deut-
sche Bildungsministerin nach Indien.
Sie heißt Annette Schavan. Sie ist mit
dabei, weil die deutschen Politiker in-
dischen Studenten Deutschland
gerne vorstellen möchten. Es könn-
ten noch mehr indische junge Leute
nach Deutschland kommen.

Klaro Safaro

Klaus Stieglitz, Jahrgang
1969, ist Menschenrechtsbe-
auftragter der überkonfessio-

nellen Menschenrechts- und Hilfsor-
ganisation Hoffnungszeichen. Seit
zehn Jahren reist er regelmäßig in
den Sudan, um dort Menschen-
rechtsverletzungen zu dokumentie-
ren. In der verbleibenden Zeit arbei-
tet er in Singen am Hohentwiel, dem
Sitz von Hoffnungszeichen. Stieglitz
lebt am Bodensee.

WIEN - Je näher die Entscheidung über
das Kosovo rückt, desto größer wird
die Gefahr des Zerfalls Bosnien-Herze-
gowinas. Die Balkanpolitik der EU
steht einmal mehr auf der Kippe. 

Zwölf Jahre Frieden und noch immer
kein einheitlicher Staat in Sicht: Auch
die EU, seit 2005 die dominierende
Friedensmacht in Bosnien, konnte bis-
lang den politischen Stillstand nicht
überwinden. Nur die internationale
Präsenz vermag die im Friedensver-
trag von Dayton 1995 geschaffenen
ethnischen Einheiten – die bosnia-
kisch-kroatische Föderation und die
Serbenrepublik Republika Srpska (RS)
– noch innerhalb gemeinsamer Gren-
zen zu halten. 

Ursache der jüngsten Krise ist die
geplante Reform der Bundesorgane,
die wegen permanenter Blockaden
praktisch nicht funktionieren. So will
Miroslav Lajcak, mit Vollmachten aus-
gestatteter Gouverneur der interna-
tionalen Staatengemeinschaft, im eth-
nisch gemischten Ministerrat die Ein-
stimmigkeit abschaffen und stattdes-

sen das Mehrheitsprinzip einführen.
RS-Regierungschef Milorad Dodik
drohte mit dem Rückzug aller serbi-
scher Vertreter aus den Bundesorga-
nen. Was Lajcak vorhabe, sei „die Eli-
minierung der Republika Srpska“,
sagte Dodik. 

Der Slowake Lajcak, seit Juli im
Amt, will bis Sommer 2008 seine Auf-
gabe beenden. Stattdessen droht eine
neue Krise auf dem gesamten Balkan.
Es ist kein Zufall, dass die Reformen
zum Anlass genommen werden, auch

in Bosnien-Herzegowina die Lage zu
verschärfen, je näher das Ende der Ko-
sovo-Gespräche am 10. Dezember
rückt. So drohte Dodik zuletzt ver-
stärkt mit einem Referendum über
den Verbleib der Serben im bosni-
schen Staat. Die Mutterrepublik Ser-
bien verspricht dazu Unterstützung. 

Der Belgrader Regierungschef Vo-
jislav Kostunica bezichtigte Lajcak der
Verletzung des Dayton-Vertrags.
Überhaupt sieht der Nationalist Kostu-
nica eine Art Verschwörung des Wes-

tens gegen die Serben: Die Auflösung
der Republika Srpska und die von EU
und USA unterstützte Unabhängig-
keit für die zu Serbien gehörende Al-
banerprovinz Kosovo gingen quasi
Hand in Hand. Lajcak reagierte für ei-
nen Diplomaten ungewöhnlich
schroff: Kostunicas Bemerkungen
nannte der Gouverneur „demago-
gisch und dumm“. 

So findet sich die EU im Dilemma,
dass jede Reform, die auf dem Weg
zur europäischen Integration nötig
wäre, weniger den Staat Bosnien-Her-
zegowina eint als vielmehr dessen Exis-
tenz bedroht. Einer der Gründe dafür
ist auch, dass die EU nicht offen und
ehrlich agiert. 

Ihre ständigen Drohungen, bis auf
weiteres keine Beitrittsverhandlungen
aufzunehmen, haben bislang kaum
gefruchtet. Letzten Sonntag unter-
zeichneten zwar Vertreter aller Par-
teien einmal mehr eine Deklaration,
die Schaffung einer einheitlichen Bun-
despolizei zu unterstützen. Derlei Pa-
piere gab es schon mehrere, ohne dass
Taten gefolgt wären. RRuuddoollff  GGrruubbeerr

Analyse

EU-Politik bedroht Existenz Bosnien-Herzegowinas

Seit Jahren blockieren sich die Parteien in Sarajevo. SZ-Foto: Jauß 
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